
soziale medizin 4.05 9

W
ährend Evidence Based 
Medicine zur Grundlage 
unserer diagnostischen und 
ärztlichen Entscheidungen 

geworden ist, ist in der Gesundheitspolitik 
ein ökonomistischer Diskurs tonangebend. 
Dieser bemüht sich um keinerlei wissen-
schaftliche Grundlage und reduziert komple-
xe gesellschaftliche Phänomene auf Fragen 
von Angebot und Nachfrage. Das einfach 
gestrickte Modell des auf seinen Vorteil be-
dachten „Homo Oeconomicus“ wird auf das 
Gesundheitswesen angewandt, und los geht’s: 
Man dereguliere einfach, drehe vielleicht an 
dieser oder jener Anreizschraube, überlasse 
aber alles weiter dem „freien Markt“, der es 
schon richte. Dass PatientInnen aus verschie-
denen Gründen nichts gemein haben mit 
Konsumenten, die irgendwelche Wahlgüter 
einkaufen, wird geflissentlich übersehen. Josef 
Stiglitz, Wirtschaftsnobelpreisträger 2001, 
hat hinsichtlich „gesunder“ Marktteilnehmer 
schon geschrieben: „Märkte sind nicht effizi-
ent, wenn Information unvollständig ist, also 
eigentlich immer. Die unsichtbare Hand des 
Marktes ist vor allem deshalb unsichtbar, weil 
es sie nicht gibt.“ (1)   

Höhere Prämien für 
„Risikopatienten“

Trotzdem: Der „freie Markt“ hat Hochkon-
junktur, die Journaille ist los, und jeder darf 
einmal. Herr Gy (2) von der NZZ („Wenn 
der Markt die Gesundheitspolitik heilt“) 
macht vor, wie weit die Gedankenspiele 
schon gehen: Wenn schon deregulieren, 
dann soll bitte auch gleich die Einheitsprämie 
abgeschafft werden und sollen die Kran-
kenkassen – analog der Privatassekuranz, 
z.B. Motorfahrzeugversicherung - risiko-
gerechte Prämien verlangen können. Der 
Marktlogik zufolge hätten „Risikopatienten“ 
(z.B. chronisch Kranke) marktgerechte d.h. 
höhere Prämien zu bezahlen. Gy hat wohl 
die berühmte unsichtbare Hand des Marktes 
vor Augen, welcher ja die Information für ihr 
Wunderwerk fehlt. Und als marktradikaler 
Zauberlehrling ist er fest entschlossen, die 
Wirklichkeit der Theorie anzupassen. Das 
heisst, den Krankenkassen die fehlende In-

formation (Risikodiagnosen) zu beschaffen. 
Die daraus resultierenden risikogerechten 
Prämien werden dann flugs zu jener „In-
formationsleistung der Märkte“ verklärt, 
welche diese für ihre „heilende Wirkung“ 
brauchen. Abgesehen vom Zynismus ist so-
viel Irrationalismus erstaunlich für eine tra-
ditionsreiche Zeitung, die sich sonst gerne 
auf den Geist der Aufklärung beruft.  

Vernachlässigung der Alten

Unnötig zu erwähnen, dass durch die Re-
alisierung solcher Planspiele die soziale 
Krankenversicherung zu Grabe getragen 
würde. Uns ÄrztInnen würde die Aufgabe 
zugemutet, für die Krankenkassen die Risi-
koselektion mit verheerenden Folgen für die 
PatientInnen zu übernehmen – aus ethischer 
Sicht völlig unannehmbar.

Der NZZ gebührt aber Dank für die 
Transparenz; kaum sonst wo lässt sich der-
art unverblümt nachlesen, wohin die Reise 
gehen soll. Man hätte sich allerdings auch 
bei F.A. Hayek, dem Vordenker des neolibe-
ralen Mainstreams, kundig machen können, 
welcher schon 1971 schrieb: „Es mag hart 
klingen, aber es ist wahrscheinlich im Inter-
esse aller, dass in einem freiheitlichen System 
die voll Erwerbtätigen oft schnell von einer 
gefährlichen Krankheit geheilt werden, um 
den Preis einer gewissen Vernachlässigung 
der Alten und Sterbenskranken.“ (3)

 Herrn Gy von der NZZ wünschen wir 
von Herzen, dass er nicht an einer chroni-
schen Krankheit wie einem Diabetes oder 
einer Multiplen Sklerose erkrankt, oder wenn 
doch, dass sich seine marktideologischen 
Vorstellungen – in seinem eigenen Interesse 
– nicht werden durchsetzen können.

Christian Jordi, 
          Vereinigung Unabhängiger
           AerztInnen 
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privatrechtlichen Anstellungsverhältnissen 
abgesehen, zu Gunsten einer Anstellung 
nach öffentlichem Recht. Bei Auslagerun-
gen von einzelnen Betriebsbereichen oder 
Gründungen von Tochtergesellschaften 
„darf die Rechtsstellung des betroffenen 
Personals gesamthaft nicht schlechter sein 
als diejenige des öffentlichrechtlich ange-
stellten Personals des Universitätsspitals“, 
so die vage gehaltene Beteuerung. Auf die 
Dauer verschlechtern sich die Arbeitsbe-
dingungen dennoch. Die Gesetze ermög-
lichen ausdrücklich, dass Angestellte im 
gleichen Betrieb mit der gleichen Funktion 
unterschiedlichen Arbeitsverhältnissen und 
Lohnbedingungen – hier öffentlichrechtlich, 
da privatrechtlich – unterstellt werden. 
Auch die Durchsetzung der Forderung nach 
gleichem Lohn für gleichwertige Arbeit wird 
erschwert, wenn ein Vergleich zwischen 
Frauen- und Männerberufen lediglich unter 
den Funktionen, die im Spital vorzufinden 
sind, also nur innerhalb des Gesundheitsbe-
reichs, möglich ist. Es sind aber gerade die 
Vergleiche über die Grenzen des Gesund-
heitsbereichs hinaus, die sich am besten eig-
nen, um das Ausmass der Diskriminierung 
zu verdeutlichen.

Kurzsichtige SP-Spitalpolitik

Die heutige Vorlage unterscheidet sich in-
haltlich nicht vom ersten Entwurf, der vor 
zwei Jahren in Vernehmlassung geschickt 
wurde. Die SP hatte von vornherein ihre 
Bereitschaft signalisiert, eine Verselbständi-
gung zu unterstützen. Das Resultat ist im 
Wesentlichen Ausdruck der SP-Spitalpolitik. 
Die Zwischenzeit wurde vor allem dazu 
gebraucht, das Projekt im Rat mehrheitsfä-
hig zu machen. Dies gelang, als die SVP von 
ihrem Bestreben absah, die beiden Spitäler in 
Aktiengesellschaften umzuwandeln.
Praktisch unterscheiden sich Verselbständi-
gung und Privatisierung nicht. Beide brin-
gen eine Verschlechterung der Leistungen 
im Grundversicherungsbereich und eine 
Schlechterstellung des Personals bei gleich-
zeitigem Anstieg der gesamten Gesund-
heitskosten mit sich. Aus diesen Gründen 
unterstützt die AGGP das Referendum.
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